
Andreas Brunold

Kommunale Wirtschaftspolitik
Aufgaben und Ziele in Backnang

1. Allgemeine Aussagen zum Thema

Noch bis vor wenigen Jahren sah man auf 
kommunaler Ebene die angestrebten 
Wirkungen wirtschaftsorientierter Bemü­
hungen fast ausschließlich darin, durch 
Industrie- und Gewerbeflächenauswei­
sungen indirekt ansiedlungswillige Fir­
men zu subventionieren, indem man bil­
ligen Baugrund bereitstellte, der anderer­
seits durch aufwendige Infrastruktur­
maßnahmen von der Allgemeinheit getra­
gen werden mußte. Die Rechnung ging 
für die Kommunen -  hier gewissermaßen 
als Akteure der Bodenspekulation -  so­
lange auf, wie die Ausweisung und das 
Angebot der Ware Boden Schritt halten 
konnte mit dem allgemeinen Wachstum 
der Wirtschaftssektoren und der Bran­
chen, für die die öffentliche Hand bereit 
war, Gelder vorzuleisten. Die Gemeinden 
erhofften sich im Gegenzug dafür später, 
ihren quasi vorgestreckten finanziellen 
Anteil an den prosperierenden und sich 
erweiternden Unternehmen in Form von 
kommunalen Steuereinnahmen minde­
stens wieder zurückzuerhalten, wenn 
nicht gar auszuweiten.

Die Ausweisung von Industrie- und Ge­
werbeflächen bietet sich bei diesem Den­
ken für die Kommunen als die einzige

Möglichkeit an, in den Wirtschaftsprozeß 
vor Ort eingreifen zu können und die Ein­
nahmesituation für sie günstig zu gestal­
ten. Sie wird sogar als das wichtigste In­
strument der Kommunen im Bereich der 
Wirtschaftsförderung angesehen und da­
mit immer noch als deren Königsweg be­
schrieben1.

In Zeiten stagnierenden Wirtschafts­
wachstums, sinkender Steuereinnahmen 
und sich erhöhender Arbeitslosenziffem 
sind die Kommunen allerdings heute 
mehr denn je in der schwierigen Situati­
on, daß sie gerade ihre Pflichtaufgaben 
erfüllen können. Angesichts der weltweit 
immer stärker voranschreitenden Arbeits- 
teiligkeit der Wirtschaft sowie der flüch­
tigen Kapitalströme können Kommunen 
im Grunde genommen heute keine dezi­
dierte Industrieansiedlungspolitik mehr 
betreiben, wenn sie dies überhaupt jemals 
vermochten. Die Zielsetzungen werden 
sich allein schon deshalb künftig vor 
allem an der Sicherung und an der Be­
standspflege der bestehenden Firmen und 
ihrer Arbeitsplätze ausrichten müssen.

Angesichts der nicht absehbaren gesamt­
wirtschaftlichen Stagnation werden Be­
strebungen, die in der alleinigen Aus­
weisung von Industrie- und Gewerbe-
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flächen die Schaffung von neuen Ar­
beitsplätzen ins Kalkül ziehen, ins Abseits 
führen und erhebliche finanzielle Risiken 
bergen, die der Bevölkerung erhebliche 
Lasten -  vor allem im sozialen und öko­
logischen Bereich -  aufbürden werden. Es 
ist heute weitgehend ein Wunschbild zu 
glauben, daß durch die kommunalen Ein­
nahmen der Ausbau der kommunalen 
Infrastruktur zu bezahlen ist2.

Das gewachsene Umweltbewußtsein, die 
Einsicht in die volkswirtschaftlichen Ko­
sten der Umweltzerstörung und im Zu­
sammenhang damit die gestiegene Be­
deutung der Um Weltmärkte machen die 
ökologische Wirtschaftsförderung zu­
künftig zu einem notwendigen und 
selbstverständlichen Thema. Aktivitäten 
in diesem Bereich helfen nicht nur die 
Lebensqualität in den Städten zu steigern 
oder zumindest zu erhalten, sie sind auch 
ökonomisch sinnvoll.

In diesem Zusammenhang -  nicht zuletzt 
auch im Hinblick auf die künftig größere 
Bedeutung weicher Standortfaktoren -  ist 
auch dringend ein Umdenken in den 
Köpfen der kommunalpolitisch Verant­
wortlichen vonnöten. So sprechen schon 
kleinste Kommunen von einem eigenen 
Wirtschaftsstandort und drücken damit 
ihre Eigenständigkeit in der Planungsho­
heit sowie den Willen aus, ihre Geschicke 
autozentrisch in die Hand zu nehmen.

Insgesamt zeigen sich die Beeinträchti­
gungen der Lebensbedingungen verstärkt 
in Lärm- und Abgasemissionen, dem 
überhandnehmenden Verkehr, der noch 

immer zunehmenden Versiegelung von 
Boden, den Veränderungen des Stadt- 
und Landschaftsbildes, um nur einige der 
wichtigsten negativen Einflußfaktoren 
auf die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
nennen. Allein aus Gründen des schlich­
ten Überlebens muß die kommunale 
Wirtschaftspolitik mehr denn je dafür 
Sorge tragen, daß im Sinne der Verbes­
serung von Lebensqualitäten der Nutzen 
aus den wirtschaftlichen Aktivitäten der 
Betriebe vor Ort in einem verträglichen 
Verhältnis zu deren Schäden und Bela­
stungen der Umwelt gegenüber steht.

So bedeutete kommunale Wirtschaftspo­
litik bisher vor allem die Bereitstellung 
von Flächen und Infrastruktur, um so die 
notwendigen Rahmenbedingungen für 
quantitatives Wachstum zu schaffen. Mit 
dem Rückgang des Wachstums und den 
ersten größeren Strukturkrisen wurde er­
kennbar, daß diese Politik nicht mehr 
ausreichte. Außerdem entwickelte sich -  
und dieser Prozeß setzt sich fort -  ein 
verändertes Verständnis der öffentlichen 
Aufgaben. Dienstleistungsorientierung 
und unternehmerisches Denken sind hier­
für Stichworte.

Die immer deutlicher werdenden Gren­
zen der ökologischen Belastbarkeit müs­
sen Anlaß zu einer Umorientierung gera­
de auf kommunaler und lokaler Ebene 
sein. Es beginnt sich deshalb in der kom­
munalen Wirtschaftspolitik eine immer 
stärkere Berücksichtigung Ökologischer 
Ziele durchzusetzen, um die Grundlagen 
der wirtschaftlichen Entwicklung einer 
Stadt sowie deren Attraktivität auf Dauer
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zu sichern. Dies wird letztlich gerade auf 
kommunaler Ebene dazu beitragen, daß 
Politiken einer nachhaltigen Wirtschafts­
entwicklung betrieben werden müssen.

Bei vielen kommunalen Entscheidungs­
trägem sind erste Anzeichen für einen 
Bewußtseinswandel, der eher kooperati­
ve und partizipative Elemente gegenüber 
abgrenzenden und hierarchischen Hand­
lungsweisen in den Vordergrund rückt, 
festzustellen. Dieser Bewußtseinswandel 
ist Ausdruck einer generellen Verände­
rung ökonomischer und sozialer Leitbil­
der, die in nahezu allen Bereichen lang­
sam Fuß zu fassen beginnen und mit dem 
gesellschaftspolitischen Leitbild der 
„Zivil- oder Bürgergesellschaft“ um ­
schrieben werden können3.

Aus den dargelegten Gründen kann die 
Hauptaufgabe einer kommunalen Wirt­
schaftsförderung nicht mehr allein in der 
Bereitstellung von Gewerbeflächen und 
in Bem ühungen zur Ansiedlung von 
Unternehm en und Betrieben liegen. 
Schon in den 70er Jahren veränderten 
sich die Schwerpunkte der Wirtschaftsför- 
derung hin zur Bestandspflege der orts­
ansässigen Unternehmen und Betriebe 
sowie zu einer vorsorgenden Gewerbe­
politik. Dieser Wandel ist in den 90er 
Jahren zwar nach wie vor in Gang, wird 
aber zukünftig nachhaltigen Wirtschafts­
förderungskonzepten und somit neuen 
Handlungsorientierungen Platz machen 
müssen. Die Kommunen müssen in die­
sem Zusammenhang vor allem

- Initiatoren sein, indem sie Problemfel­

der analysieren und entsprechende 
Aktivitäten in Gang setzen;

- Moderatoren sein, indem sie Projekte 
begleiten, Aktivitäten koordinieren 
und die Akteure, das heißt auch die Be­
völkerung, zu einem dauerhaften Dis­
kussionsprozeß zusammenbringen4.

Bereits in den 70er Jahren wurde dann 
erkannt, daß eine „Einmauerung“ der 
Verantwortlichkeiten für die W irtschafts­
förderung in der Ämterpyramide der 
städtischen Dienststellen problematisch 
sein kann. Daher ist inzwischen die 
Wirtschaftsförderung immer häufiger aus 
der kommunalen Verwaltung ausgeglie­
dert worden5.

In den letzten Jahren ist weiterhin die 
Zahl der Untemehm ensverlagerungen 
oder der größeren Firmenneugründungen 
immer mehr zurückgegangen, so daß die 
eigentlichen wirtschaftlichen Entwick­
lungsmöglichkeiten eher im Bestand als 
in der Ansiedlung liegen. Daher sollte die 
kommunale W irtschaftsförderung ihre 
Handlungsmöglichkeiten in erster Linie 
in diesen endogenen Potentialen aus­
schöpfen0.

2. Die Stadt Backnang als Fallbeispiel 
innerhalb der Region Stuttgart

Wie in vielen vergleichbaren Kommunen 
-  und dies gilt im folgenden vor allem 
auch für die Städte in der Region 
Stuttgart -  kann sich auch die kommuna­
le Wirtschaftspolitik und -förderung einer 
großen Kreisstadt wie Backnang heute
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nicht mehr nur allein darauf beschränken, 
Flächen für ansiedlungswillige Investo­
ren zu erschließen, diese vorzuhalten und 
dann baureif anzubieten. Sie muß sich 
vielmehr der ganz erheblich gestiegenen 
Verantwortung stellen, nach der jede 
wirtschaftspolitische Zielsetzung sich 
dem übergeordneten Ziel einer nachhalti­
gen Siedlungsentwicklung und damit der 
Förderung der Lebensbedingungen für 
die Bürgerschaft unterordnen muß.

Da die Bestandspflege in der Regel kaum 
direkte und sichtbare Ergebnisse bringt, 
wird sie häufig unterbewertet. Dagegen 
werden Ansiedlungserfolge oft als be­
stimmendes Maß für die Leistungsfähig­
keit der Wirtschaftsförderung angesehen 
-  meist zu Unrecht. Ein Standort- oder 
Gewerbeatlas sowie auch ein Kataster der 
Gewerbebrachen -  besonders wichtig bei 
Städten wie Backnang, die einem ein­
schneidenden Strukturwandel unterwor­
fen waren oder nach wie vor sind -  ist 
unabdingbar notwendig, denn bei der Er­
weiterung von Gewerbeflächen ist eine 
Bestandsaufnahme von bereits vorhande­
nen Flächen notwendig. In jedem Fall 
muß das „Recycling“ und der Gebrauch 
von bereits versiegelten Flächen vor der 
Überbauung von Naturraum auf der 
„Grünen Wiese“ gehen. Darüber hinaus 
sollten Ansiedlungen immer auf das 
jeweilige Stadtentwicklungskonzept ab­
gestimmt werden. Wo ein solches nicht 
existiert -  wie das leider im Fall der Stadt 
Backnang gesagt werden darf -  muß die­
ses zuerst erarbeitet und öffentlich disku­
tiert werden, denn sonst gerät man in 
Gefahr, sich kurzfristige Entwicklungs­

vorteile auf Kosten langfristig wirksamer 
Probleme zu erkaufen. Da die Stadt 
Backnang als Mittelzentrum und Entla­
stungsort im Regionalplan ausgewiesen 
ist, darf eine Betrachtung der kommuna­
len oder lokalen Situation nicht losgelöst 
von den überörtlichen Gegebenheiten 
innerhalb der Region gesehen und beur­
teilt werden, wozu folgende Vergleichs­
informationen hilfreich sein mögen.

In den letzten 20 Jahren wurden in der 
Region Stuttgart circa 19.000 Hektar Bo­
den versiegelt, was einer Zunahme von 
versiegelter Fläche von rund einem Drit­
tel entspricht. Gleichzeitig nahm die Be­
völkerung lediglich um etwa 10 Prozent 
zu7. Bedingt durch die bisher großzügige 
Ausweisung von Flächen innerhalb der 
Region beinhalten die Flächennutzungs­
pläne vor allem noch große Reserven an 
Gewerbe- und Mischgebieten, die sich 
auf rund 650 Hektar beziffern lassen. 
Hinzu kommen Hunderte von Hektar auf­
gelassener Militärflächen, ebenfalls Hun­
derte von Hektar wiederverwertbarer Ge­
werbebrachen sowie Tausende von Qua­
dratmetern an meist neu errichteten 
Büroflächen. Die Forderung, bis zur voll­
ständigen Flächenanalyse und Aufnahme 
aller Flächen in ein regionales Flächen­
kataster ein Planungsmoratorium zu er­
lassen, ist anhand der dargelegten Fakten 
nicht von der Hand zu weisen.

Erst auf der Basis einer solchen Be­
standsaufnahme ist es dann nachfolgend 
möglich, geeignete Standortkonzepte zu 
entwickeln, die Ausweisung und Er­
schließungsmaßnahmen zu kalkulieren
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Gewerbliche Brachflächen in der 
Region > :

: A nzahïy^  
■... der Brach? 

flächen ̂  ■■

'■[^Flächen 
ïyfB ru tto -- 

flächen) :

Landkreis Böblingen / ' 1

Landkreis Esslingen : /  ' 4 4 - ^

Landkreis Göppingen . •" 20 34t7 ha

Landkreis Ludwigsburg : ? 5 t 0 h a

Landkreis Rems-Murr ■ ' ;2 V ' ^ 56,4 ha

Stuttgart • .14 Î2 t5 h a

Summe . ■ 115 / . i v 356,9 ha

Quelle: Kommunalentwicklung GmbH 
Stuttgart, 1997

und Brachflächen zu reaktiviren. Dabei 
sind verträgliche Nutzungsmischungen 
ebenso zu prüfen wie moderne Konzepte 
flächensparenden Bauens. Im Zuge des 
Bedeutungsgewinns weicher Standort­
faktoren sind Aufwertungen und Quali­
tätsverbesserungen bestehender Flächen 
und Gebäude ein ebenfalls aktuelles 
Thema8.

Im Falle des interkommunalen Gewerbe­
gebiets Lerchenäcker prallen jedoch 
offensichtlich die Zielvorstellungen zwei­
er Interessensgruppen aufeinander, näm­
lich die des Verbandes Region Stuttgart 
sowie die der Stadt Backnang. Während 
die Region Stuttgart damit argumentiert, 
daß innerhalb der Region die Flächen für 
große Unternehmen rar geworden sind 
und die Lerchenäcker speziell für interna­
tionale Firmen und innovative Technolo­
gien benötigt werden, setzt die Stadt 
Backnang auf kleinere Gewerbebetriebe, 

die bevorzugt aus der Stadt selbst kom­
men sollen. Kann man die Absichten der 
Region noch nachvollziehen, weil durch 
die Ansiedelung von großen Firmen auch 
größere Flächen benötigt werden, 
erscheinen die Beweggründe der Stadt 
dagegen durchsichtig und in gewisser 
Weise auch selbstbezogen zu sein, weil 
aus ihren Handlungsabsichten heraus 
eigentlich keine neuen Arbeitsplätze in 
nennenswerter Zahl geschaffen, sondern 
diese in der Regel nur verlagert werden. 
Es ist darüber hinaus die Frage zu stellen, 
ob die Stadt überhaupt imstande ist, ein 
anderes als das von ihr verfolgte Wirt­
schaftskonzept umzusetzen. Dies kann 
bei einem eventuellen Versagen der Indu­
strieansiedlungspolitik der Region schon 
jetzt verneint werden, so daß die Stadt -  
quasi durch die Hintertür -  zu einem 
neuen und für die Eigenentwicklung völ­
lig unnötig großen Gewerbegebiet käme, 
das ihr ohne die Hilfe der Region anson­
sten nie genehmigt und deswegen auch 
nicht so zugefallen wäre. Vorsorglich hat 
die Stadtverwaltung denn auch schon die 
Prognosen für den Einwohnerzuwachs -  
bei einem Zeithorizont von 15 Jahren -  
auf insgesamt etwa 45.000 Einwohner 
hochgerechnet, womit sich die Lerchen­
äcker dann selbstverständlich besser 
begründen lassen.

Untrennbar mit diesem Projekt verbun­
den sind die infrastrukturellen bzw. ver- 
kehrlichen Unzulänglichkeiten, die beim 
Standort der Lerchenäcker als Defizite 
auftreten. Während der Verband Region 
Stuttgart in seinem Regionalplan eindeu­
tige Anforderungen an kommunale Indu-
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Quelle: Kommunalentwicklung Stuttgart, 1997

Gewerbebrachen in der Region

Kreis Stadt/Gemeinde \  |

Böblingen Leonberg . ,

Esslingen Altbach
Deizisau B  2 3,30

*: Esslihgen <- ::3 ■ 8,00
Filderstadt ' 3
Kirchheim u. Teck - 3 4 .  20,70
Leinfelden-Echterd. 13 12,20
NQrtingen > ’.1 : : '2 ,3 0

Ostfildern v : /-■ ■ f 050
: Owen . -3 /1  ' 0,50
.... Plochingen 6 6,30

Wendlingen
. - ,  ■ 3 3  ' , 2.40

Göppingen Donzdorf : 1 ■ ■. 0,15

Eislingen f f t / / 3 3 | ^
? Geislingen

Göppingen . i i i i i l l O
: Kuchen 'iS3'F

■■ ■ ■ ;■ • • Ottenbach .
Salach 1 7,00
Schlierbach

3 3 3  150

: Ludwigs- Benningen 2 4,75
’ bürg • Hemmingen 1 0,60

Korntal-Münching.
3 < l3 .  -25 ,00

Ludwigsburg 4 6,80
■ Möglingen

Remseck Neckar ÿ
dVa ihi n g en a Enz l ÿ l  0,15
Walheim r ? i i W W

Rems-Murr Backnang
, : ■ : • : Fellbach' ;7  . 7,00

Plüderhausen : i 12,60^

Rudersberg "3 -1  "  1 í,20

Schorndorf
■■ ; • . . . / - . ' í '" Urbach 1 750

. "..:z J Waiblingen 31:' 2,60/
Welzheim - • 3 3 ' ;  '1 2,40

S tuttgart
=■ ■ ?  Ï  - . 3  -

Summe H 5  357,00
1 1 1 V -.1 • ,.Vj'. WiV.'.'.'.’i’ri ■ • * . * , ".V.'.'.'i'A’rMTM - . . - . i . I I i•.'••j-íl’. , - -,l - .̂1 . 1 1 I....J 1,1 •-

strie- und Gewerbegebiete stellt, die in 
der Regel einhergehen mit den Anforde­
rungen eines Schienenanschlusses und 
günstigen Synergieeffekten zu bereits an­
sässigen Unternehmen, erscheinen in der 
Praxis diese Voraussetzungen allenfalls 
bei letzterem Punkt einigermaßen einlös­
bar zu sein. Von den 36 im Regionalplan 
aufgeführten Schwerpunkten für Indu­
strie, Gewerbe und Dienstleistungsein­
richtungen ist der Standort Lerchenäcker 
nach der Konversionsbrache Böblingen/ 
Sindelfingen mit etwa 82 Hektar sowie 
dem Standort Vaihingen an der Enz mit 
etwa 73 Hektar der drittgrößte, er weist 
jedoch als mit Abstand größter von den 
neu zu erschließenden Standorten keine 
Option zur Einrichtung eines Schienen­
anschlusses auf. Es kann folglich gesagt 
werden, daß der geplante „Industrie- und 
Gewerbepark“ Lerchenäcker unter den 
genannten Flächen und unter dem Ge­
sichtspunkt der Verkehrsvermeidung der 
mit Abstand umweltunverträglichste 
Standort ist. Insgesamt werden mit der 
Ausweisung im Regionalplan etwa 1850 
Hektar Flächen überplant, wobei image­
gerecht rund 9800 Hektar zusätzlich als 
Grünzüge oder Grünzäsuren geschützt 
wurden. Es muß also erst ein geschützter 
regionaler Grünzug wie die Lerchenäcker 
im Regionalplan zur Gewerbe- und In­
dustriefläche umgewidmet werden, damit 
andere Flächen in den Genuß dieses 
Vorzugs gelangen, um die Ansiedlung 
von Großmärkten „auf der grünen Wiese“ 
einzudämmen10.

In Backnang ist eine ökologisch zukunfts­
beständige Stadtentwicklung kein aner-
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kanntes Leitbild. Dem stets und schon 
jahrzehntelang wiederkehrenden Lamento 
um das „Ausbluten“ der Innenstadt folgt 
stets und sogleich die Ausweisung neuer 
Flächen an der Peripherie der Stadt auf 
dem Fuße. Obwohl diese Politik noch 
hohe Folgekosten verursachen wird, hin­
dert die Präferenz für „erprobte“ Kon­
zepte die kommunalpolitischen Entschei­
dungsträger daran, beim ökologischen 
Strukturwandel eine aktiv gestaltende 
Rolle einzunehmen. Eine effektive Zu­
sammenarbeit mit lokalen Umwelt­
initiativen findet so gut wie nicht statt, 

allenfalls äußerst spärlich bei der Um­
weltbildung, wie das Beispiel der von der 
Stadt alljährlich veranstalteten und wenig 
konkrete Ergebnisse bringenden Umwelt­
woche augenscheinlich zeigt. Diese Maß­
nahme dient ausschließlich der Image­
pflege und soll öffentlichkeitswirksam die 
Stadtverwaltung ins „rechte Licht“ rük- 
ken, ebenso wie das bereits mehrjährige 
Bemühen, eine Lokale Agenda zu er­
arbeiten.

Statt einer vor allem auf dem Verursa­
cher-, Vorsorge- und Kooperationsprinzip

Gewerbebrachen Region Stuttgart
Jeder Punkt ( •  ) eine Brache

Quelle: Kommunalentwicklung GmbH Stuttgart, 1997
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aufbauenden Umweltschutzpolitik findet 
in Backnang nach wie vor eine defizitäre, 
weil weitgehend nachsorgende Umwelt­
politik statt, die allein bei akuter Gefah­
renabwehr aktiv wird. Die wenigen öko­
logischen Modellprojekte werden als vor­
bildlich dargestellt und reizen den Um­
weltaspekt oft bis zum letzten „Öko- 
Schrei“ aus, werden dabei aber isoliert 
konzipiert. Die Modellhaftigkeit solcher 
Maßnahmen schränkt sich dadurch deut­
lich ein, was für die Verbreitung und Inte­
gration der ökologischen Perspektive in 
den Alltag des Verwaltungshandelns nicht 
förderlich ist.

Die im Verwaltungsalltag auch in Back­
nang typische Dominanz ressortegoisti­
scher Handlungsorientierungen begünstigt 
Teillösungen, die -  zur Vermeidung mög­
licher Widerstände -  nicht an sachlich be­
gründeten Prioritätensetzugen orientiert 
sind bzw. von pragmatischen und meist 
kurzfristigen Konzepten gedeckt werden11. 
Ein gutes Beispiel für ein solches Verwal­
tungshandeln ist die äußerst schmerzhafte 
Beschneidung der Murrwiesen für die 
scheinbar notwendige Verbreiterung der 
Talstraße im Zuge der Bebauung des Bie­
gel-Geländes. Nur wenig später bewarb 
sich die Stadt für die Ausrichtung der Lan­
desgartenschau und wollte -  eben auch an 
dieser Stelle -  ein umweltfreundliches 
Gesicht zeigen. Dasselbe Prinzip wenig 
vorausschauender Umweltpolitik zeigte 
sich bei dem Projekt eines Straßentunnels 
zur Entlastung der Annonaystraße, der ge­
baut werden sollte, bevor die Grundvor­
aussetzung eines das Verkehrsaufkommen 
mindernden Gesamtverkehrsentwick­

lungsplans in Auftrag gegeben und verab­
schiedet worden wäre.

Auf diese Weise werden Modernisierungs- 
Strategien in Kommunen im wesentlichen 
aus kurzfristiger ökonomischer Perspekti­
ve realisiert, die eher problemverschär­
fend als innovativ wirken. Oft ist die Er­
wartung, in den Genuß staatlicher Zu­
schüsse zu gelangen, wie zum Beispiel 
Mittel aus dem Gemeindeverkehrsfman- 
zierungsgesetz (GVFG) für den Straßen­
bau, die einzige Motivation, die die Ver­
waltungsspitzen dazu bewegt, Neuerun­
gen anzugehen. Gerade diese reizen je ­
doch meistens zu einem überdimensio­
nierten und wenig nachhaltigen Finanz­
gebaren, und die Ergebnisse müssen oft in 
wenigen Jahren schon als Fehlplanungen 
entlarvt und revidiert werden. Als weiteres 
Beispiel einer Fehlplanung in Backnang 
kann hier die in den siebziger Jahren er­
folgte Verbreiterung der Sulzbacher Brük- 
ke angeführt werden, denn diese verkehr- 
lich vollkommen unsinnige Maßnahme 
wurde schon zu jener Zeit gegen den 
Trend zu den vielerorts vollzogenen Ver­
kehrsberuhigungen in den Innenstädten 
durchgesetzt. Schon wenig später wurden 
die Folgen der Planung offensichtlich, als 
man nicht mehr weiter umhin konnte, im 
Interesse der Verkehrsberuhigung der 
Innenstadt diese Brücke einseitig für den 
Verkehr zu sperren. Heute bietet gerade 
auch die Neubebauung des Biegels ein 
weiteres Argument dafür, wie wichtig eine 
rechtzeitige Folgenabschätzung bei der 
Bebauung dieser 1,6 Hektar großen Flä­
che, die immerhin rund ein Drittel der Alt­
stadtfläche ausmacht, gewesen wäre.
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Da der Umweltschutz in Backnang als 
ein isoliertes Betätigungsfeld betrachtet 
wird, bleibt er randständig und stark per­
sonenabhängig. Die fehlende Vernetzung 
und Abstimmung der kommunalen Akti­
vitäten begünstigt die unerwünschten 
systemischen Effekte, die aber implizit 
die Nachrangigkeit des Umweltschutzes 
noch ausweiten.

In den im Gemeinderat von Backnang 
vertretenen Parteien und Fraktionen fin­
den sich leider kaum Vertreter von Um­

weltinteressen. Appelle von Umweltver­
bänden und -initiativen bleiben in der Re­
gel unbeachtet, Kooperationsangebote 
werden von Politik und Verwaltung kaum 
ernst genommen oder schlicht abgelehnt, 
was zur Verfestigung unbeweglicher 
„positioneller Strategien“ geführt hat. Als 
unausweichliche Reaktion auf die nach­
haltig gestörte Kommunikation bleibt 
den sich für den Umweltschutz einsetzen­
den Gruppen daher häufig nur der Um­
weg über die skandalorientierte Öffent­
lichkeitsarbeit12.
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